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Bewertung
Die Planungsabsicht kann derzeit nicht abschließend beurteilt werden. Nach den Angaben in der Be­
gründung des FNP ist jedoch von einem Widerspruch zu den Zielen der Raumordnung auszugehen.

Für die Bewertung der Planung sind insbesondere folgende Ziele und Grundsätze der Raumordnung relevant:

Ziele:
- Ziel 4.2 LEP B-B: Anschluss neuer Siedlungsflächen an vorhandene Siedlungsgebiete; Ausnahmen für

Gewerbe- und Industrieflächen;
- Ziel 4.3 LEP B-B: Vermeidung der Erweiterung von Streu- und Splittersiedlungen;
- Ziel 4.5 Abs. 1Nr. 4 und Abs. 2 LEP B-B: Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen außerhalb des Gestal-

tungsraumes Siedlung durch Innenentwicklung sowie im Rahmen der zusätzlichen Entwicklungsoption
(O,5häpfo1000EhWöhhefimZeitraum von 10 Jahren);

- Ziel 4.5 Abs. 3 LEP B-B: Umwandlung von Wochenendhaus- oder Kleingartengebieten in Wohnsiedlungs­
flächen nur bei siedlungsstruktureller Anbindung und gesicherter Erschließung;

- Ziel 4.7 Abs. 1-3 LEP B-B: Entwicklung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen nur in Zentralen Orten
und bei Einhaltung des Konzentrations- und Kongruenzgebotes sowie des raumordnerischen Beeinträch­
tigungsverbotes;

- Ziel 4.7 Abs. 5 LEP B-B: Vorhandene oder genehmigte großflächige Einzelhandelseinrichtungen außer­
halb Zentraler Orte können verändert werden, wenn die genehmigte Verkaufsfläche sowohl insgesamt als
auch für zentrenrelevante Sortimente nicht erhöht wird;

- Ziel 4.7 Abs. 6 LEP B-B: Errichtung oder Erweiterung großflächiger Einzelhandelseinrichtungen auch au­
ßerhalb Zentraler Orte zulässig, wenn das Vorhaben ganz überwiegend der Nahversorgung dient (vorha­
bensbezogene Verkaufsfläche max. 2500 m2 und auf mind. 75 %der Verkaufsfläche nahversorgungsrele­
vante Sortimente) und der Standort in einem Städtischen Kernbereich (gewachsene zentrale Lage im
Siedlungsbereich, d.h. Innenstadt oder Ortskern) oder in einem wohngebietsbezogenen Versorgungsbe­
reich liegt;

- Ziel 5.2 LEP B-B: Sicherung des Freiraumverbundes und Entwicklung seiner Funktionsfähigkeit; Aus­
schluss raumbedeutsamer Inanspruchnahmen, die die räumliche Entwicklung oder Funktion des Frei­
raumverbundes beeinträchtigen.

Grundsätze:
Grundsätze aus § 5Abs. 1-4 LEPro 2007: Ausrichtung der Siedlungsentwicklung auf Zentrale Orte und
raumordnerisch festgelegte Siedlungsbereiche; Vorrang der Innenentwicklung, dabei Priorität der Erhal­
tung und Umgestaltung des baulichen Bestandes in vorhandenen Siedlungsbereichen; Anstreben ver­
kehrssparender Siedlungsstrukturen; Stärkung des innerstädtischen Einzelhandels und der verbraucher­
nahen Grundversorgung;

- Grundsätze aus § 6Abs. 1-3 LEPro 2007: Sicherung und Entwicklung der Naturgüter Boden, Wasser,
Luft, Pflanzen- und Tierwelt in ihrer Funktions- und Regenerationsfähigkeit sowie ihrem Zusammenwirken;
Vermeidung von Freirauminanspruchnahme; Erhalt oder Herstellung der öffentlichen Zugänglichkeit und
Erlebbarkeit von Gewässerrändern und anderen Gebieten, die für die Erholungsnutzung besonders ge­
eignet sind; Sicherung und Entwicklung siedlungsbezogener Freiräume für die Erholung;
Grundsatz 4.1 LEP B-B: vorrangige Nutzung bisher nicht ausgeschöpfter Entwicklungspotenziale inner­
halb vorhandener Siedlungsgebiete sowie unter Inanspruchnahme vorhandener Infrastruktur, räumliche
Zuordnung und ausgewogene Entwicklung der Funktionen Wohnen, Arbeiten, Versorgung und Erholung;
Grundsätze 5.1 Abs. 1und 2 LEP B-B: Freiraumerhalt; Minimierung der Freirauminanspruchnahme bei
der Entwicklung neuer Siedlungsflächen.
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Die Gemeinde Mühlenbecker Land hat nach der Festlegungskarte 1des LEP B-B nur einen sehr geringen
räumlichen Anteil am Gestaltungsraum Siedlung im Süden des Gemeindegebietes an der Grenze zur Ge­
meinde Glienicke/Nordbahn: hier ist die Siedlungsentwicklung - einschließlich der Entwicklung von Wohnsied­
lungsflächen - grundsätzlich ohne quantitative Beschränkung möglich.
Der weit überwiegende Teil des Gemeindegebietes liegt jedoch außerhalb des Gestaltungsraums Siedlung, so
dass eine Siedlungsentwicklung dort nur unter Beachtung der Ziele 4.2, 4.3 und 4.5 LEP B-B möglich ist.
Teile des Gemeindegebietes liegen innerhalb der Kulisse des Freiraumverbundes, in dem geplante Entwick­
lungen ggf. durch Ziel 5.2 LEP B-B reglementiert sind.

Wohnsiedlungsflächen

Es ist erkennbar, dass sich die Gemeinde um kompakte Siedlungsstrukturen bemüht und an vielen Stellen der
InnenenfWicklüng·VorrangvordertntwicKll.In!:j·nel.lerSiedlüngsflächen··im·AüßenbereichelngefäümtWifd.Än
einigen Stellen werden die bisherigen Darstellungen von Wohn- und Mischbauflächen im unbebauten Freiraum
bzw. Außenbereich zurückgenommen, was aus raumordnerischer Sicht begrüßt wird. Dennoch muss anhand
der Aussagen in der Begründung des FNP (S. 14f.) davon ausgegangen werden, dass der vorliegende Vor­
entwurf nicht an die Ziele der Raumordnung angepasst ist, weil die landesplanerische Vorgabe zur
Entwicklung zusätzlicher Wohnsiedlungsflächen (Ziel 4.5 LEP B-B) überschritten wird.

Bauleitpläne sind gemäß § 1Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen. Das gilt nicht nur für
verbindliche Bauleitpläne, sondern auch für die vorbereitende Bauleitplanung. Mit dem vorliegenden FNP­
Vorentwurf halten wir das für nicht gegeben:
• Nach der Begründung des FNP überschreiten schon die vorgesehenen Erweiterungsflächen für den Woh­

nungsbau in Wohnbauflächen um 2,4 ha das zulässige Maß der zusätzlichen Entwicklungsoption gemäß
Ziel 4.5 Abs. 2 LEP B-B (insgesamt ca. 6,9 ha in der Gemeinde Mühlenbecker Land bis zum Jahr 2019).

• Möglicherweise sind weitere Flächen in Mischbauflächen hinzuzuzählen, die nach der FNP-Begründung
bisher nicht in diese Bilanz eingerechnet wurden.

• Auch die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen in Gebieten, die aktuell noch überwiegend durch Wo­
chenendhausbebauung geprägt sind (v.a. im Ortsteil Zühlsdorf), wäre ggf. nur im Rahmen der zusätzli­
chen Entwicklungsoption möglich. Das gilt auch, wenn die Voraussetzungen entsprechend Ziel 4.5 Abs. 3
LEP B-B ansonsten vorliegen (siedlungsstrukturelle Anbindung, gesicherte Erschließung). Das im FNP­
Vorentwurf dargestellte Angebot an Wohnsiedlungsflächen begünstigt eine erhebliche Zuwanderung; der
bisher eher kleine und schlecht versorgte Ortsteil Zühlsdorf würde zu einem Schwerpunkt für die Entwick­
lung neuer Wohnsiedlungsflächen.

• Seit dem Inkrafttreten des LEP B-B haben wir zu verschiedenen Bebauungsplanentwürfen Stellung ge­
nommen, für deren Realisierung ebenfalls auf die zusätzliche Entwicklungsoption zurückgegriffen werden
müsste. Die darin geplanten Wohnsiedlungsflächen finden sich teilweise im vorliegenden FNP-Vorentwurf
entsprechend dargestellt, teilweise auch nicht. Somit ist insgesamt unklar, welchen Stand die Bebauungs­
plan-Verfahren haben, ob sie weitergeführt oder eingestellt werden sollen und in welchem Umfang die
Entwicklungsoption überhaupt noch für die Darstellung weiterer Flächen im FNP zur Verfügung steht.

Nach derzeitiger Einschätzung wird der gemäß Ziel 4.5 Abs. 2 LEP B-B zulässige Rahmen der zusätzlichen
Entwicklungsoption insgesamt überschritten. Unter Berücksichtigung vorhandener Bebauungsstrukturen sollte
daher für alle neuen Wohnsiedlungsflächen dargelegt werden, ob sie als "lnnenentwicklung"1 im Sinne von

1 Kriterien der Innenentwicklung s. Begründung zu Ziel 4.5 LEP B-B
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Ziel 4.5 Abs. 1LEP B-B gewertet werden können oder / und als Flächen, die nur durch Inanspruchnahme der
zusätzlichen Entwicklungsoption realisierbar sind.
Wir weisen darauf hin, dass bei Überschreiten des aufgezeigten Entwicklungsumfanges verbindliche Bauleit­
pläne für die betreffenden Wohnsiedlungsflächen im Widerspruch zu Ziel 4.5 LEP B·B stehen würden. Das gilt
auch für Flächen, die aus dem wirksamen Flächennutzungsplan entwickelt werden sollen.

Großflächiger Einzelhandel

Da die Gemeinde Mühlenbecker Land kein Zentraler Ort ist, unterliegen großflächige Einzelhandelseinrichtun­
gen hier der Steuerung des Zieles 4.7 LEP B·B.

Im Ortsteil Zühlsdorf werden drei alternative Standorte als Vorhalteflächen zur Ansiedlung eines "mittelgroßen
Lebensmittelanbieters" durch ein Lagesymbol (EZH) dargestellt. Aus landesplanerischer Sicht scheinen alle
Standorte möglich. Die Entwicklung von großflächigen Einzelhandelsbetrieben zur Nahversorgung ist aber­
sowohl hier wie auch an allen anderen vorhandenen oder geplanten Standorten im Gemeindegebiet - nur unter
den o.g. Ausnahmevoraussetzungen des Zieles 4.7 Abs. 6 LEP B·B möglich.

Im Ortsteil Schönfließ wird der vorhandene Gartenmarkt als gemischte Baufläche dargestellt. Auf der Ebene
der Bebauungsplanung kann nach den in der FNP-Begründung beschriebenen Entwicklungsgrundsätzen (vgl.
S. 30) daraus ein Sondergebiet entwickelt werden, das ggf. Spielräume für die Entwicklung des Einzelhan­
delsbetriebes eröffnen würde. Gemäß Ziel 4.7 Abs. 5 LEP B·B ist eine Veränderung des Baumarktes jedoch
nur möglich, wenn die genehmigte Verkaufsfläche sowohl insgesamt als auch für zentrenrelevante Sortimente
nicht erhöht wird.

Erholung

Der FNP-Vorentwurf stellt eine Reihe von Reiterhöfen und Erholungsanlagen mit einem Standortsymbol (ERH)
dar. Nach der Begründung ist teilweise auch eine Entwicklung der Anlagen vorgesehen. Zumindest einige
dieser Standorte liegen isoliert im Freiraum und Außenbereich (z.B. westlich Feldheim, nordwestlich Bahnhof
Schönfließ, südlich Ortslage Schönfließ). Die symbolische Darstellung ist u.E. zu unbestimmt, da nicht erkenn­
bar ist, ob nur eine Nutzung der vorhandenen Bebauung vorgesehen ist oder im Einzelfall auch eine wesentli­
che Erweiterung in den umgebenden Freiraum. Dies stünde ggf. im Widerspruch zu den Zielen 4.2 und 4.3
LEP B·B. Die Darstellung ist deshalb im weiteren Verfahren räumlich zu konkretisieren (z.B. durch eine Dar­
stellung als Sondergebiet).

Der Campingplatz an der Zühlsdorfer Mühle wird als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung Campingplatz
dargestellt. Der Standort liegt nach der Festlegungskarte 1des LEP B-B innerhalb der Kulisse des Freiraum­
verbundes. Innerhalb des Freiraumverbundes sind gemäß Ziel 5.2 LEP B·B raumbedeutsame Freirauminan­
spruchnahmen, die die räumliche Entwicklung oder Funktion des Freiraumverbundes beeinträchtigen, regel­
mäßig ausgeschlossen. Nach der Begründung ist die Darstellung bestandsorientiert. Im weiteren Verfahren
sollte aber nachvollziehbar dargelegt werden, dass die Funktionsfähigkeit des Freiraumverbundes durch die
dargestellte Nutzung nicht beeinträchtigt wird.

Die O.g. Grundsätze der Raumordnung sind im weiteren Verfahren angemessen zu berücksichtigen. Die Aus­
einandersetzung mit den Erfordernissen der Raumordnung und die getroffenen Abwägungsentscheidungen
sollten in der Begründung des FNP dokumentiert werden.







Neuaufstellung FNP Mühlenbecker Land 

Bewertung der Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen auf Grundlage von Ziel 4.5 Abs. 1 Nr. 4 sowie 
Abs. 2 und 3 LEP B-B: 

IE:  Innenentwicklung 
zEO: zusätzliche Entwicklungsoption 

 

Bilanzierung Wohnbauflächen und gemischte Bauflächen 

Tabelle 1: ursprüngliche Planung 

Nr. Bezeichnung Größe in ha Position Gemeinde Position GL 

     IE zEO IE zEO 

1 Zühlsdorf – Basdorfer Straße 3,5  3,5   3,5 

2 Summt – Katzensteg 0,9  0,9   0,9 

3 Feldheim – nördlich Feldheimer Straße 1,4  1,4 1,4   

4 Feldheim – südlich Feldheimer Straße 0,3  0,3   0,3 

5 Feldheim – Bergfelder Straße 0,6  0,6   0,6 

6 Mühlenbeck – Blankenfelder Straße 1,3  1,3 1,3   

7 Schildow - Mozartstraße 1,2  1,2   1,2 

8 Feldheim – Liebenwalder Weg 0,6 0,6     0,6 

9 Feldheim – Liebenwalder Straße / Stichweg 0,4 0,4   0,4   

10 Mühlenbeck – Woltersdorfer Straße 1,4 1,4     1,4 

11 Mühlenbeck – Woltersdorfer Straße / Bahn 1,3 1,3   1,3   

12 Mühlenbeck – Collonil 5,3 5,3   5,3   

13 Schildow – KGA Kienluchgraben 4,0 4,0   4,0   

14 Schildow – KGA An der Heidekrautbahn West 1,2 1,2   1,2   

15 Schildow – KGA nördlich Kienluchgraben 0,8 0,8   0,8   

16 Schildow – KGA An der Heidekrautbahn Ost 1,0 1,0   1,0   

17 Schildow - Katharinenstraße 0,8 0,8   0,8   

18 Schönfließ - Gutspark 1,1 1,1   0,8 0,3 

19 Schönfließ - Dorfstraße 0,8 0,8   0,8   

20 Schildow - Sportplatz 0,7 0,7   0,7   

21 Schönfließ - Friedhof 0,3 0,3   0,3   

22 Schönfließ – Feldweg / Schulweg 0,5 0,5   0,5   

23 Schönfließ – Feldweg / Dorfstraße 1,0 1,0   1,0   

 Summe 30,4 21,2 9,2 21,6 8,8 



Tabelle 2: voraussichtliche Änderungen 

Nr. Bezeichnung Größe in ha Position Gemeinde Position GL 

     IE zEO IE zEO 

1 Zühlsdorf – Basdorfer Straße           

2 Summt – Katzensteg 0,9   0,9   0,9 

3 Feldheim – nördlich Feldheimer Straße 1,4   1,4 1,4   

4 Feldheim – südlich Feldheimer Straße           

5 Feldheim – Bergfelder Straße           

6 Mühlenbeck – Blankenfelder Straße 1,3   1,3 1,3   

7 Schildow - Mozartstraße 1,2   1,2   1,2 

8 Feldheim – Liebenwalder Weg 0,6 0,6     0,6 

9 Feldheim – Liebenwalder Straße / Stichweg 0,4 0,4   0,4   

10 Mühlenbeck – Woltersdorfer Straße 1,4 1,4     1,4 

11 Mühlenbeck – Woltersdorfer Straße / Bahn 1,3 1,3   1,3   

12 Mühlenbeck - Collonil verkleinert 1,3 1,3   1,3   

13 Schildow – KGA Kienluchgraben 4,0 4,0   4,0   

14 Schildow – KGA An der Heidekrautbahn West 1,2 1,2   1,2   

15 Schildow – KGA nördlich Kienluchgraben 0,8 0,8   0,8   

16 Schildow – KGA An der Heidekrautbahn Ost 1,0 1,0   1,0   

17 Schildow - Katharinenstraße           

18 Schönfließ - Gutspark 1,1 1,1   0,8 0,3 

19 Schönfließ - Dorfstraße 0,8 0,8   0,8   

20 Schildow - Sportplatz 0,7 0,7   0,7   

21 Schönfließ - Friedhof 0,3 0,3   0,3   

22 Schönfließ – Feldweg / Schulweg 0,5 0,5   0,5   

23 Schönfließ – Feldweg / Dorfstraße 1,0 1,0   1,0   

24 Mühlenbeck - Großstückenfeld 2,0   2,0   2,0 

 Summe 23,2 16,4 6,8 16,8 6,4 



Bilanzierung Wohnbauflächen aus der Umwandlung von Wochenendhausgebieten 

Tabelle 3: 

Nr. Bezeichnung Größe in ha Position GL 

     IE zEO 

25 Zühlsdorf – Fuchswinkel 4,0   4,0 

26 Zühlsdorf – Havelland 5,8 Zielverstoß[1]

27 Zühlsdorf – Seefeld I 9,8   9,8 

28 Zühlsdorf – Seefeld II 0,7   0,7 

29 Zühlsdorf - Zühlslake 4,1   4,1 

   Summe 24,4     18,6 

 

 

 

Bebauungspläne Mühlenbecker Land 

Tabelle 4: 

Nr. Bezeichnung Größe 
in ha 

GL-Stellungnahme Zu klären 

1 BP für das Grundstück Flur 11, Flurstück 
19 – Triftweg (Schildow) 

0,4-1,5 17.12.2009 Noch aktuell? 

2 BP Nr. 23 „Wohnen südlich des 
Katharinensees“ (Schildow) 

0,8 13.04.2010  
02.03.2011 

Innenentwicklung 
(§ 13a BauGB)? 

3 BP GML Nr. 5 „Wohnen mit Pferden“ 
(Mühlenbeck) 

0,4 20.07.2011 Noch aktuell? 

4 BP GML Nr. 5a „Wohngebäude mit 
Seminargebäude Dammsmühler Straße 2“ 
(Mühlenbeck) 

0,4 05.11.2012 Noch aktuell? 

5 BP GML Nr. 12 „Wohnbebauung 
Schildower Chaussee“ (Schönfließ) 

0,4 06.11.2012  
12.02.2013 

Noch aktuell? 
Innenentwicklung? 

6 BP GML Nr. 26 „Wohnbebauung 
Woltersdorfer Straße 15-19“ (Mühlenbeck) 

0,4 06.12.2016 0,2 ha IE 
0,2 ha zEO 

 

[1] Ziel 4.5 Abs. 3 LEP B B: siedlungsstrukturelle Anbindung fehlt
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B B E R Ü C K S I C H T I G U N G   D E R   B E L A N G E   D E R 
 F A C H D I E N S T E 

 
1. Belange des Bereiches Planung 
 
1.1 Weiterführende Hinweise 

 
1.1.1 Inhalt des Flächennutzungsplanes nach § 5 Absätze 2 bis 4 BauGB 
 
Darstellungen: 
 
Bauflächen sind nach § 1 Absatz 1 Baunutzungsverordnung (BauNVO) Wohnbau-
flächen, gemischte Bauflächen, gewerbliche Bauflächen und Sonderbauflächen. In 
der Planzeichenerklärung ist eine entsprechende Korrektur bei den gemischten 
Bauflächen vorzunehmen. Mischbauflächen gibt es nicht. 
 
Die verwendeten Symbole mit den Buchstaben-Kurzbezeichnungen für die näheren 
Zweckbestimmungen sind in der Planzeichenerklärung den jeweiligen farbigen 
Flächendarstellungen aus Gründen der Bestimmtheit zuzuordnen. Die vorge-
nommene Trennung von Flächensymbol und Zweckbestimmung bedarf der Über-
arbeitung.    
 
Die „Flächen für den überörtlichen Verkehr und für die örtlichen Hauptverkehrs-
züge“ sind nach § 5 Absatz 2 Nr. 3 BauGB darzustellen. In der Planzeichen-
erklärung ist eine entsprechende Korrektur hinsichtlich der Zuordnung zu den „Dar-
stellungen“ vorzunehmen. Planungen, die in Aussicht stehen, sind zu vermerken.  
 
Die „Flächen für die öffentliche Ver- und Entsorgung“ (oberirdische/unterirdische 
Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen) sind nach § 5 Absatz 2 Nr. 4 
BauGB darzustellen.  
 
Die „Grünflächen“ sind nach § 5 Absatz 2 Nr. 5 BauGB darzustellen. Die ver-
wendeten Symbole mit den Buchstaben-Kurzbezeichnungen für die nähere Zweck-
bestimmung der dargestellten Grünflächen sollten hier ebenfalls in der Planzeichen-
erklärung der farbigen Flächensignatur im Sinne einer besseren Lesbarkeit 
zugeordnet werden. In der Planzeichenerklärung werden nur „öffentliche“ Grün-
flächen angeführt. Eine gebotene Unterscheidung in „öffentlich“ und „privat“ wird 
nicht vorgenommen. Es wird darauf hingewiesen, dass zum Beispiel Dauerklein-
gärten nur als „private“ Grünflächen dargestellt werden können. 
 
Die „Wasserflächen“ (Seen, Teiche, Wassergräben und -kanäle) sind nach § 5 
Absatz 2 Nr. 7 BauGB darzustellen.    
 
Die „Flächen für die Landwirtschaft“ und die „Waldflächen“ sind nach § 5 Absatz 2 
Nr. 9  BauGB darzustellen. Es wird darauf hingewiesen, dass Flächen für bestimmte 
der in § 201 BauGB genannten Arten der Landwirtschaft auch gesondert dargestellt 
werden können. Vorliegend wird eine Differenzierung in der Darstellung der Flächen 
für die Landwirtschaft nicht vorgenommen, obwohl in der Planzeichenerklärung 
„sonstige Grünflächen“ angeführt wird. Aus dem abstrakten Begriff „sonstige Grün-
flächen“ lässt sich aber eine konkrete Art der Bodenertragsnutzung nicht ableiten. 
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Kennzeichnungen: 
 
Nach § 5 Absatz 3 Nr. 3 BauGB sollen Flächen gekennzeichnet werden, deren 
Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind - anders als beim 
Bebauungsplan - nur dann, wenn sie zur baulichen Nutzung vorgesehen sind. Die 
vorgenommenen Kennzeichnungen sind dahingehend zu überprüfen. In der 
Planzeichenerklärung ist eine entsprechende Korrektur vorzunehmen. Grundsätzlich 
zu beachten ist, dass bei einer Kennzeichnung nach Nr. 3 im Allgemeinen eine 
Beseitigung der Gefahr vor einer planentsprechenden Nutzung erforderlich sein 
wird. 
 
Nachrichtliche Übernahmen und Vermerke: 
 
Nach § 5 Absatz 4 BauGB sollen nach anderen Gesetzen festgesetzte Planungen 
und Nutzungsregelungen in den Flächennutzungsplan nachrichtlich übernommen 
werden. Sind solche Festsetzungen noch nicht getroffen, sondern erst beabsichtigt, 
sollen sie vermerkt werden. Die in der Planzeichenerklärung angeführten „nach-
richtlichen Übernahmen“ sind - auch unter Beachtung o. g. Hinweise zu den 
Darstellungen - zu überprüfen. Die Überschrift ist zu ändern in „Nachrichtliche 
Übernahmen und Vermerke“.  
 
Für die Schutzgebiete sind zur besseren Unter-scheidung entsprechende Symbole 
zu ergänzen. Der Naturpark ist nicht als nach-richtliche Übernahme, sondern als 
Hinweis aufzunehmen.      
 

 
1.1.2 Begründung des Flächennutzungsplanes nach § 5 Absatz 5 BauGB 

 
Zur Begründung wird eine abschließende Beurteilung im Rahmen der Beteiligung 
nach § 4 Absatz 2 BauGB abgegeben.    
 
 
Allgemeine Hinweise für die weitere Bearbeitung:  

 
Bauleitpläne sind nach § 1 Absatz 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzu-
passen. Dies gilt nicht nur für verbindliche Bauleitpläne, sondern auch für die 
vorbereitende Bauleitplanung. „Anpassen“ bedeutet Konkretisierung der landes-
planerischen Ziele in der Bauleitplanung, nicht aber ihre „Überwindung“ im Wege 
der Abwägung (siehe Seite 14 der Begründung - Abschnitt: landesplanerische 
Vorgabe überschritten). 
 
Die in § 1 Absatz 5 BauGB benannten Planungsgrundsätze sind zu beachten. So 
erfordern die „Gewährleistung der Nachhaltigkeit“ (Satz 1) und die ausdrückliche 
Regelung „Vorrang der Innenentwicklung“ (Satz 3) vor allem eine intensive 
Auseinandersetzung mit der räumlichen Steuerung der Bodennutzung im planungs-
rechtlichen Außenbereich. Die Überlegungen der Gemeinde zur Sicherstellung der 
Planungsgrundsätze sind in der Begründung für alle sektoralen Entwicklungs-
bereiche nachvollziehbar abzuhandeln Es bedarf hierzu ergänzende Ausführungen 
(siehe Begründung - Punkt 6. Sektorale Konzepte).   
 
Die Planungsgrundsätze des § 1 Absatz 5  BauGB werden durch eine Regelung in  
§ 1a Absatz 2 Satz 4 BauGB flankiert, die die Notwendigkeit einer Umwandlung 
landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen einer besonderen Pflicht zur 
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Begründung im Bauleitplan unterwirft. Dem Schutz land- und forstwirtschaftlich 
genutzter Flächen dient auch die naturschutzrechtliche Ausgleichsregelung des § 15 
Absatz 3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), welche durch § 1a Absatz 3 Satz 5 
BauGB in das BauGB übertragen wurde. Hier ist die Begründung zu untersetzen. 
 
Weiterhin ist die Regelung in § 5 Absatz 1 Satz 1 BauGB zu beachten, wonach der  
Flächennutzungsplan „nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde“ 
aufzustellen ist. Diese Ausrichtung erfordert Analysen und Erhebungen im 
Gemeindegebiet, welche in der Begründung in geeigneter Weise zu veranschau-
lichen sind. Die Begründung bedarf hierzu ergänzender Darstellungen (Tabellen, 
Diagramme, etc.).  
 
 

2. Belange der unteren Naturschutzbehörde 
 
2.1 Weiterführende Hinweise 

 
2.1.1 Landschaftsplan 
 
Die fachliche Stellungnahme zum Vorentwurf des Landschaftsplanes wurde seitens 
der unteren Naturschutzbehörde bereits an die Gemeindeverwaltung Mühlenbecker 
Land übermittelt (Schreiben vom 11.01.2017). Der Landschaftsplan erfüllt bisher nicht 
die gesetzlichen Anforderungen.  
 
Die Inhalte des Landschaftsplanes sind gemäß § 11 Absatz 3 BNatSchG in den 
Bauleitplänen zu berücksichtigen und abzuwägen. Kann die Gemeinde bei der 
Aufstellung von Bauleitplänen den Inhalten der Landschaftsplanung nicht Rechnung 
tragen, ist dies gemäß § 9 Absatz 5 Satz 3 BNatSchG zu begründen.  
 
2.1.2 Flächennutzungsplan 
 
Bis zur Vorlage eines qualifizierten Landschaftsplanes und dessen Berücksichtigung 
im Flächennutzungsplan ist eine abschließende Stellungnahme zum Flächen-
nutzungsplan nicht möglich. 
 
Gemäß § 2 Absatz 4 und § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB ist im Verfahren eine Umwelt-
prüfung durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen 
ermittelt werden. Diese sind in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu bewerten. 
Der Umweltbericht stellt einen gesonderten Teil der Begründung dar.  
 
Eine strategische Umweltprüfung für die Aufstellung des Flächennutzungsplanes, ist 
ebenso gemäß § 14b i. V. m. Anlage 3 Nr. 1.8 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) durchzuführen. 
 
Gemäß § 17 Absatz 2 UVPG ist für die Aufstellung, Änderung oder Ergänzung eines 
Bauleitplans für den die Verpflichtung zur Durchführung einer Strategischen Umwelt-
prüfung besteht, eine Umweltprüfung nach den Vorschriften des BauGB durch-
zuführen. 
 
Die wesentlichen Inhalte des Umweltberichtes richten sich nach Anlage 1 BauGB.  
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Bei Vorliegen von Landschaftsplänen oder sonstigen Plänen nach § 1 Absatz 6 Nr. 7 
Buchstabe g BauGB sind deren Bestandsaufnahmen und Bewertungen in der 
Umweltprüfung gemäß § 2 Absatz 4 Satz 6 BauGB heranzuziehen. 
 
Allgemeine Hinweise zum Flächennutzungsplan:  
 
- Die Abweichungen des neu aufzustellenden Flächennutzungsplanes (FNP) zu den 
bisher gültigen FNP-Fassungen der einzelnen Ortsteile sind darzustellen, zu 
begründen und hinsichtlich ihrer Umweltauswirkungen zu bewerten. 
 
- Bezüglich der Aussagen zu Eingriffen in Natur und Landschaft durch die Ausweisung 
neuer Bauflächen ist auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung im Sinne eines 
Worst-Case-Ansatzes die gesamte zu erwartende Neuversiegelung zu bilanzieren. Es 
besteht keine Verpflichtung, ein Planverfahren nach § 13a BauGB anzuwenden (siehe 
Punkt 11.3 der Begründung). 
 

3. Belange des Bereiches Landwirtschaft  
 
3.1 Weiterführende Hinweise 

 
3.1 Flächennutzungsplan + Landschaftsplan 
 
Dem Erhalt landwirtschaftlicher Nutzflächen sollte gerade in diesem Raum, der von 
einer Vielzahl konkurrierender Ansprüche geprägt ist, eine große Bedeutung 
zukommen. Daher ist bei der Entwicklung neuer Siedlungsflächen vorrangig auf 
Flächen zurückzugreifen, deren Inanspruchnahme mit keinem Verlust an land-
wirtschaftlicher Nutzfläche verbunden ist. Das gilt auch für die Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen.  
 
3.2 Landschaftsplan 
 
Die im Landschaftsplan formulierten Ziele für die Entwicklung landwirtschaftlicher 
Flächen stehen einer wirtschaftlichen Nutzung teilweise entgegen.  
 
So wird einerseits festgestellt, dass die Nutzungsauflassung von Grünlandflächen die     
Artenvielfalt beeinträchtigt, andererseits werden aber Planungsabsichten postuliert, die 
diese Tendenz verstärken. Bei einer Mahd von Grünland erst ab dem Spätsommer 
lässt sich keine verwertbare Ernte mehr erzielen. Warum gerade 6 Hektar als 
maximale Größe von Ackerschlägen angestrebt werden soll, ist nicht nachvollziehbar 
(Begründung zum Landschaftsplan, Seite 75).  
 
Ich weise darauf hin, dass die Festsetzung einer extensiven Flächennutzung eine 
künftige Gewährung von Fördermitteln im Rahmen der Kulturlandschaftsprogramme 
ausschließen kann.  
 
 

4. Belange der unteren Wasserbehörde 
 
4.1 Weiterführende Hinweise 

 
4.1.1 Allgemein 
 
Das gesamte Gemeindegebiet befindet sich in keiner Trinkwasserschutzzone.  
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Aus dem vorliegenden Landschaftsplan ergibt sich für den Fachdienst Wasser-
wirtschaft keine wasserrechtliche Aufgabenerfüllung. 
 

5. Belange der unteren Abfallwirtschaftsbehörde 
 
5.1 Weiterführende Hinweise 

 
5.1.1 Allgemein 
 
Im Landschaftsplan sind die im Altlastenkataster des Landkreises Oberhavel 
registrierten Altlastenverdachtsflächen/Altlasten aufgeführt. Weitere Belange sind nicht 
berührt.  
 
 

6. Belange des Fachbereiches Bildung und Gebäudeverwaltung 
 
6.1 Weiterführende Hinweise 

 
5.1.1 Allgemein 
 
Gegen die beabsichtigte Darstellung der landkreiseigenen Grundstücke im Flächen-
nutzungsplan werden seitens des Fachdienstes Liegenschaftsverwaltung keine 
Einwände geltend gemacht. Im Geltungsbereich des Flächennutzungsplanes 
befinden sich folgende landkreiseigene Grundstücke: 
 
Ortsteil Mühlenbeck 
Käthe-Kollwitz-Gesamtschule mit Sporthalle und Sportplatz, Kirschweg 2, 
Wohngrundstück, Blumenstraße 9 
 
Ortsteil Schildow 
Ehemaliges Ärztehaus, Mühlenbecker Straße 38 
 
Ortsteil Schönfließ 
Rettungswache, Am Anger 1a, 
Behindertenwerksatt, Glienicker Chaussee 6 
 
Belange, die den Fachdienst Schulen betreffen, werden nicht berührt. 
 
Belange, die Kreisstraßen betreffen, werden nicht berührt. 
 
 

C S C H L U S S B E M E R K U N G E N 
 
 Die formellen und materiellen Regelungsinhalte sowie Erfordernisse, die aus 

weiteren Rechtsvorschriften entstehen, bleiben von dieser Stellungnahme unbe-
rührt. 

  
 Für ein Erörterungsgespräch mit Bezug auf die o. g. Planung steht der im Briefkopf 

genannte Bearbeiter bei Bedarf zur Verfügung. 
 
In Vertretung 
 











FORMBLATT
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs

für die Umweltprüfung (§ 4Absatz 1BauGB)

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange

Name/Stelle des Trägers Landesamt für Umwelt· Abteilung Technischer Umweltschutz 1
öffentlicher Belange und2

Belang Immissionsschutz

Vorhaben FNP und Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land,
Vorentwurf, OHV

Bitte zutreffendes ankreuzen ~ und ausfüllen.

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung I 0

keit aufgrund fa setzlicher Regelungen, die ohne
örde in der Abwagung nic rwund ne

b) Rechtsgrundlage

c) .. 'chkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung
(z. B. Ausnahmen oder Befreiungen)

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchu~n:

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung:

3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger
Auswirkungen

Immissionsschutz Seite 1von 2





FORMBLATT
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei der Festlegung des Untersuchungsumfangs

für die Umweltprüfung (§ 4 Absatz 1BauGB)

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange

Name/Stelle des Trägers Landesamt für Umwelt· Abteilung Wasserwirtschaft 1 und 2
öffentlicher Belange

Belang Wasserwirtschaft

Vorhaben Vorentwurf FNP undlandschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker
Land, LK OHV

Bitte zutreffendes ankreuzen lZl ~und ausfüllen.

Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Plan D

1. Einwendungen
Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, oh

. ung, Befreiung o. Ä. der Fachbehörde in der Abwägung nicht überwunden werden können (bitte
all rei,Rubriken ausfüllen)

a) Einwendung

b) Rechtsgrundlage

c) Möglichkeiten der Anpassung an die fachgesetzlichen Anordnungen oder die Überwindung
(z. B. Ausnahmen oder Befreiungen)

2. Hinweise zur Festlegung des Untersuchungsumfangs des Umweltberichts

a) Insgesamt durchzuführende Untersuchungen:

b) Untersuchungsumfang für die aktuell beabsichtigte Planung:

3. Hinweise für Überwachungsmaßnahmen

a) Mögliche Überwachungsmaßnahmen zur Feststellung unvorhergesehener nachteiliger Auswirkun­
gen

Wasserwirtschaft Seite 1von 3
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es handelt sich um einen geschlossenen Waldkomplex, auf Grund der

sich im Plangebiet befindenden weiteren Möglichkeiten von Lückenbe­

bauungen und Verdichtungen stimmen wir einer anderweitigen Nutzung

nicht zu.

2. Waldfläche zwischen A 10 und Jägerhof in Mühlenbeck (Fläche 9),

der Wald erfüllt eine wichtige Funktion als Sicht- und Lärmschutzwald zur

Bundesautobahn BAB 10 (Berliner Ring), als Gewerbeflächen können

auch die benachbarten landwirtschaftlich genutzten Flächen beplant wer­

den. Derzeit wird von der unteren Forstbehörde die Waldfunktionskartie­

rung überarbeitet. Die Waldfläche ist mit der Waldfunktion: Lärmschutz­

waid, Sichtschutzwald und Immisionsschutzwald belegt. Die neue WFK ist

als ein, in Aufstellung befindliches Ziel, von den Kommunen zu beachten.

Wegen dem zukünftigen Ausbau der 380 kV-Leitung und dem 6-spurigen

Ausbau der BAB 10 gewinnt diese Waldfläche zukünftig, zunehmend an

Bedeutung.

3. Waldfläche an der Bahnhofstraße zwischen Katharinenstraße und Elisa-

bethstraße in Schildow ( Fläche 11),

es handelt sich um einen hochwertigen Bestand mit eingeschlossenem

Feuchtbiotop (§ 30 BNatschG2) und direkter Anbindung zu benachbarten

Waldflächen,

4. Der Erlenstreifen am Nordufer des Summter Sees (Fläche 8) wird, da er

eine Verbindung zu angrenzenden Waldflächen hat, als Wald angese­

hen. Da es sich vermutlich um ein geschütztes Biotop (§ 30 BNatschG)

handelt, ist die untere Naturschutzbehörde in die Planungen mit einzube­

ziehen.

Für nachfolgende Flächen wurde die Waldeigenschaft festgestellt, eine Waidum­

wandlungsgenehmigung wird hier in Aussicht gestellt. Es sind die notwendigen

Verfahrensschritte zur Waldumwandlung einzuhalten und im Rahmen des Verfah­

rens Ersatzmaßnahmen zu erbringen:

Landesbetrieb
Forst Brandenburg
untere Forstbehörde
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1. am Grundstück Zühlsdorf , Bahnhofstraße (Fläche 2) und am Grundstück

Zühlsdorf , Neue Bahnhofstraße (Fläche 1) stimmen wir einer Lückenbe­

bauung zu,

2. die restliche, noch nicht als Erholungs.- bzw. Wohngrundstück genutzte

Fläche am Kreisverkehr in Zühlsdorf (Fläche 7) kann ebenfalls umgewan­

delt werden,

Folgende Flächen werden nicht als Wald angesehen. Für den auf ihnen stocken­

den Baumbestand ist die Baumschutzsatzung der Gemeinde Mühlenbecker Land

in Anwendung zu bringen:

1. Grundstück in Zühlsdorf, Basdorfer Straße 6 u. 7A (Fläche 3), das

Grundstück ist bebaut,

2. Fläche in Zühlsdorf, Basdorfer Straße, Damsmühler Weg, kein Wald

mehr als Folge einer Bebauung,

3. Fläche an der Steinpfuhlstraße in Zühlsdorf (Fläche 6), Auf dem Grund-

stück stehen zwar Waldbäume, es wird aber schon länger als Erholungs­

grundstück genutzt,

4. die Alteichen am Jägerhof zwischen den Grundstücken 3,5,5A in Müh-

lenbeck sind durch die Baumschutzsatzung zu schützen,

5. die Flächen am Ende der Viktoriastraße (Fläche 12), am Amselweg 6,8

(Fläche 13), an der Glienicker Straße 10 (Fläche 14) , am Elsternsteig

3,7,8 (15) und hinter den Grundstücken Behrensstraße 26 und 28 (Fläche

17) in Schildow werden ebenfalls schon länger als Garten- bzw. Erho­

lungsgrundstücke genutzt,

6. die Fläche in Schildow an der Bahnhofstraße, Ecke Behrensstraße (Flä­

che 16) wird auf Grund der Nutzung, Lage und Größe ebenfalls nicht

mehr als Wald betrachtet,

7. beim Grundstück in Schildow, Hermsdorfer Straße 76 (Fläche 18) wird

auf Grund der Nutzung als Erholungsgrundstück keine Waldeigenschaft

festgelegt.

Landesbetrieb
Forst Brandenburg
untere Forstbehörde
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- 2 - Landesamt für Bergbau,
Geologie und Rohstoffe

3. Sonstige fachliche Informationen oder rechtserhebliche Hinweise aus
der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan:

Bohrlochbergbau:

Südwestlich der Ortslage Schönfließ befindet sich die stillgelegte Erdöl-Erdgas­
Tiefbohrung E Ob 1/68 (siehe Übersichtskarte, Anlage) der

ENGIE E&P Deutschland GmbH
Waidstraße 39
49808 Lingen.

Um die ehemalige Erkundungsbohrung ist bei einer eventuellen Baumaßnahme
(auf Grund möglicher Setzungen/Nachsackungen) ein Sicherheitsabstand von
25 m einzuhalten. In diesem Umkreis dürfen aus Standsicherheitsgründen keine
festen Gebäude bzw. baulichen Anlagen mit besonderen statischen Anforde­
rungen (z. B. Türme, Masten) errichtet werden.
Anfragen zum aktuellen Zustand der Bohrungen sind direkt an das vorgenannte
Unternehmen zu richten. Die Gesellschaft ist am Verfahren zu beteiligen.

Erdgasspeicher:

Der südliche Teil des Geltungsbereichs liegt im Beeinflussungsbereich des Gas­
Untergrundspeichers Berlin der Berliner Erdgasspeicher GmbH & Co. KG.
Bedingt durch den Speicherbetrieb sind großflächig um den Speicherstandort
an der Erdoberfläche Bodenbewegungen feststellbar. Aufgrund ihrer gleichför­
migen Ausprägung und großflächigen Ausbreitung führen diese im Regelfall
jedoch zu keinen Nutzungseinschränkungen an der Erdoberfläche.

Weitergehende Informationen sind erhältlich bei dem Betreiber des Gasspei­
chers, der

Berliner Erdgasspeicher GmbH & Co. KG
Glockenturmstraße 18
14053 Berlin.

Nähere Auskünfte können im Bedarfsfall darüber hinaus auch beim LBGR durch
eine gesonderte Anfrage eingeholt werden.

Energieleitung:

Durch den Geltungsbereich des Plangebietes verläuft die Trasse der 380-kV­
Freileitung Neuenhagen-Wustermark-Hennigsdorf, die mit Beschluss vom
20.08.2013 durch das LBGR planfestgestellt wurde.
Die Leitung ist inzwischen errichtet worden.





Vorentwurf Flächennutzungs- und
Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land
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Infrastrukturelle Belange

Nach Prüfung der eingereichten Unterlagen zum Vorentwurf des Flächennutzungs- und Land­
schaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land stellen wir aus Sicht der OB AG fest, dass sich
gemäß der planerischen Darstellung des Geltungsbereiches des o.g. Flächennutzungsplanes
gewidmete Bahnflächen im Verfahrensgebietbefinden.

Hierbei handelt es sich um Teilabschnitte der Bahnstrecke: (6087) Karower Kreuz - Priort sowie
der Bahnstrecke: (6009) Abzw Karow West - Bergfelde, die das Verfahrensgebiet von Ost nach
West durchlaufen und in der planerischen Darstellung des Geltungsbereiches des o.g. Flä­
chennutzungsplanes nachrichtlich dargestellt wurden.

Aus der vorgelegten planerischen Darstellung des Geltungsbereichs des O.g. Flächennutzungs­
planes geht nicht eindeutig hervor, ob Flächen der OB AG einer anderen Nutzung zugeführt
werden sollen.

Bevor überplante Bahnflächen einer anderen Nutzungsart zugeführt werden können, ist ein
Grunderwerb von Flächen der OB AG zu tätigen.
Diesem steht vom Grundsatz her nichts entgegen, jedoch ist Voraussetzung für die Durchfüh­
rung des Grunderwerbs die Einleitung eines Freistellungsverfahren nach §23 Allgemeines Ei­
senbahngesetz (AEG), für das öffentliche. Eisenbahnbetriebsgelände im Überbauungsbereich,
beim zuständigen Eisenbahn-Bundesamt (EBA), AußensteIle Berlin, da die von der Überbau­
ung betroffenen Grundstücke. im Sinne des §4 Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung zu den
Betriebsanlagen (Bahnanlagen) der Eisenbahnen des Bundes gehören und somit dem Bahnbe­
trieb gewidmete Flächen sind.

Die Beantragung der Freistellung von Flächen, die bisher zu Bahnbetriebszwecken benötigt
wurden, beim Eisenbahn-Bundesamt (EBA), AußensteIle Berlin ist durch einen Berechtigten zu
tätigen.
Antragsbefugt sind der Eigentümer des Grundstücks oder die Gemeinden, auf deren Gebiet
sich die Bahngrundstücke befinden.
Es wird auf die, vom EBA erlassene, Präsidialverfügung vom 31.10.2005 nebst Anlagen ver­
wiesen, aus der entsprechende Informationen zum Freistellungsprozedere zu entnehmen sind.

Ein offizieller Kaufantrag für den Grunderwerb, als Voraussetzung für den Wechsel der Pla­
nungshoheit, der in Anspruch zu nehmenden Flächen, ist zu richten an die:

Deutsche Bahn AG
OB Immobilien
Region Ost
Caroline-Michaelis-Straße 5-11
10115 Berlin.

Nach Eingang der Antragsunterlagen wird durch die DB Immobilien, vor Einleitung des FreisteI­
lungsverfahrens, noch ein Entbehrlichkeitsprüfungsverfahren für die in Anspruch zu nehmenden
Flächen der OB AG durchgeführt.
Damit wird sichergestellt, dass keine betriebsnotwendigen Kabel und Leitungen der OB AG
überbaut werden bzw. sich auf den Veräußerungsflächen befinden.

Nach getroffener Entscheidung durch das Eisenbahn-Bundesamt und erfolgten Kauf der be­
troffenen Bahnflächen steht einer Änderung der Nutzungsart grundsätzlich nichts mehr entge­
gen.
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Gemäß Eisenbahnneuordnungsgesetz -ENeuOG vom 27.12.1993 (BGGL. I S 2378) Artikel 1
§2- ist die Deutsche Bahn AG über die Liegenschaften der Deutschen Reichsbahn verfügungs­
berechtigt. Es ist davon auszugehen, dass alle Grundstücke und Grundstücksteile, über die die
Deutschen Bahn AG gemäß Artikel 1 § 22 ENeuOG verfügungsberechtigt ist, im allgemeinen
dem besonderen Eisenbahnzweck dienen 'und die entsprechenden baulichen Anlagen gemäß
Artikel 5 § 18 ENeuOG als planfestgestellte Bahnanlage zu verstehen sind.

Die Abstandsflächen sind gemäß § 6 der BbgBO einzuhalten. Eine Übernahme von Baulasten
auf Eisenbahngelände ist grundsätzlich auszuschließen.

Grundsätzlich weisen wir darauf hin, dass gemäß der 16. Verordnung zur Durchführung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verkehrslärmschutzverordnung) durch die Deutsche Bahn
AG keine weiteren Lärmschutzmaßnahmen erforderlich werden. Auswirkungen, die durch Er­
schütterungen und Verkehrslärm eintreten können, sind ggf. bei der Planung zu berücksichti­
gen.
Insbesondere gilt für Immissionen wie Erschütterungen, Lärmbelästigungen, Funkenflug und
dergleichen, die von Bahnanlagen und dem gewöhnlichen Bahnbetrieb ausgehen, der Aus­
schluss jeglicher Ansprüche.
Die Bahnstrecke: (6087) Karower Kreuz - Priort verläuftin Nachbarschaft des Verfahrensge­
biets. Daraus resultierende Schäden oder Belästigungen (Risse, Erschütterungen, Lärm etc....)
können der Deutschen Bahn AG nicht zu Lasten gelegt werden.
Ebenso ist auf die Geltendmachung von Abwehrmaßnahmen nach § 1004 in Verbindung § 906
BGB sowie dem Bundesimmissionsschutzgesetz(BlmSchG), die durch den gewöhnlichen
Bahnbetrieb in seiner jeweiligen Form veranlasst werden könnten, zu verzichten.

Eine bestehende Bahnanlage bzw. Eisenbahnstrecke genießt einen sogenannten ,,'Bestands­
schutz" im Hinblick auf jegliche nachträglich entlang der Anlage errichtete Bebauung.
Jegliche Inanspruchnahme oder Beeinträchtigung von Bahngelände ist auszuschließen.
Dies gilt u.a. auch für die Lagerung von Baumaterialien, das Ablagern und Einbringen von Aus­
hub- oder Bauschuttmassen sowie die sonstige Nutzung von Eisenbahnflächen für das Errich­
ten oder Betreiben vpn baulichen Anlagen.

Die Grundstücksgrenzeund das Gelände der OB AG müssen freigehalten werden. Das Gelän­
de sowie die Betriebsanlagen der OB AG dürfen nichtbetreten, beplant, betroffen und der plan­
festgestellte Zustand der, dem öffentlichen Eisenbahnverkehr gewidmeten Betriebsanlagen
(Fachplanungsvorbehalt) - unabhängig vom Grundstückseigentum -, nicht geändert werden.

Die Zuwegung bzw. Zugänglichkeit zu Anlagen der OB AG sind für Instandhaltungsmaßnahmen
oder im Störfall zu gewährleisten.

Das Grundstück ist im Bereich der Flurstückgrenze zur Deutschen Bahn AG so abzusichern,
dass ein Betreten und Befahren der Bahnanlagen nicht möglich ist.

Auf Grund des Flächennutzungs- und Landschaftsplan der Gemeinde Mühlenbecker Land darf
kein zusätzliches Oberflächenwasser in die Bahnanlagen gelangen. Die Ableitung von Abwäs­
sern jeglicher Art auf OB-Gelände oder in die Entwässerungsanlagen der OB AG ist nicht zuge­
lassen.

Vorhandene Bahnentwässerungssysteme der OB AG sind in ihrer Funktionsfähigkeit zu erhal­
ten bzw. müssen bei Beschädigung gemäß Ril 836 "Erdbauwerke und geotechnische
Bauwerke planen, bauen und instand halten" wieder erneuert werden.








